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Ausfallgebühr im Rehabilitationssport  

Ein großes Problem der Rehabilitationssportanbieter ist das (unentschuldigte) Fehlen der 
Versicherten: Nach internen Erhebungen des RSD kommen bis zu 50 % der Teilnehmer am 
Rehabilitationssport nicht zum vereinbarten Gruppentermin! 

Aufgrund der finanziellen Ausfälle wegen der Nichtteilnahme erheben einige Rehabilitations–
sportanbieter eine sog. „Ausfallgebühr“ und treffen in diesem Zusammenhang mit den 
Versicherten eine schriftliche Vereinbarung, dass versäumte oder nicht rechtzeitig abgesagte 
Termine dem Versicherten privat in Rechnung gestellt werden können. 

Als mögliche Rechtsgrundlagen hierfür kommen 

• § 615 BGB „Anspruch aus Annahmeverzug“ 
„Kommt der Dienstberechtigte mit der Annahme der Dienste in Verzug, so kann der 
Dienstverpflichtete für die infolge des Verzugs nicht geleisteten Dienste die vereinbarte Vergütung 
verlangen, ohne zur Nachleistung verpflichtet zu sein.“  

• § 280 BGB „Schadenersatz wegen Pflichtverletzung“  
„Verletzt der Schuldner eine Pflicht aus dem Schuldverhältnis, so kann der Gläubiger Ersatz des 
hierdurch entstandenen Schadens verlangen.“ 

oder  

• eine Vereinbarung auf freiwilliger Basis  

in Betracht.  

Während § 615 BGB scheitert, da zwischen dem GKV-Versicherten und dem Rehabilitations–
sportanbieter keine Vergütung vereinbart ist, kann § 280 BGB nicht herangezogen werden, da es 
kein „Pflicht“ gibt, am Rehabilitationssport teilzunehmen.  

Eine auf freiwilliger Grundlage geschlossene Vereinbarung stellt einen Verstoß gegen die §§ 31 
und 32 SGB I dar, auf die in Ziffer 17.5 der Rahmenvereinbarung über den Rehabilitationssport und 
das Funktionstraining vom 01.01.2011 Bezug genommen wird: 

„Nach § 31 SGB I ist es nicht zulässig, neben der Vergütung des Rehabilitationsträgers für die Teilnahme 
am Rehabilitationssport bzw. Funktionstraining Zuzahlungen, Eigenbeteiligungen etc. oder 
Vorauszahlungen von den Teilnehmer/-innen zu fordern. Nach § 32 SGB I ist es unzulässig, davon 
abweichende Vereinbarungen zu treffen.“ 

§ 32 SGB I regelt das Verbot nachteiliger Vereinbarungen 
„Privatrechtliche Vereinbarungen, die zum Nachteil des Sozialleistungsberechtigten von Vorschriften 
dieses Gesetzbuchs abweichen, sind nichtig.“ 

Fazit 

Die Erhebung einer Ausfallgebühr im Rehabilitationssport ist nicht zulässig. Eine Ausfallgebühr ist 
auch dann nicht zulässig, wenn es hierüber eine freiwillige, schriftliche Vereinbarung mit den 
Versicherten gibt. 

Sanktionsmöglichkeiten 

• Termine 24 h vorher absagen  
• wer zweimal unentschuldigt fehlt, verliert den Platz in der Gruppe  
• bei fehlender Motivation zur regelmäßigen Durchführung werden der behandelnde Arzt 

und die Krankenkasse informiert 
• bei nichtbegründeter Unterbrechung des Rehasports kann dieser durch den 

Leistungserbringer abgebrochen werden  

Achtung: Derartige Regeln gehören in die „Spielregeln“ oder auch AGB’s, die der Teilnehmer am 
besten im Vorfeld unterschreibt. 
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